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Wir kommentieren 

mögliche Reaktionen auf Proteste: Neue 
Formen der Meinungsäußerung auch in der 
Kirche - Was geschah, als Kirchen «besetzt» 
wurden? - Gläubige schrien: Vergast sie! -
Darf eine aufgeschreckte christliche Gemeinde 
so reagieren? - Wie Schafe unter Wölfen - Die 
«Rockers» in die Mitte nehmen - Als Christ 
Gott neue, halsbrecherische Wege bereiten. 

eine Kontroverse um die polnische Schule: 
Krakauer Zeitungen diskutieren die Behinderung 
der ideologischen Schulerziehung - Die Störung 
komme von der Religion - Das Problem zu 
Ende denken, Fordert Henneiowa - Kann ein 
Kind nur Materialist werden, wenn es nie mit 
der Religion bekannt wird ? - Konfrontation mit 
verschiedenen Philosophien fördert die intel­

lektuelle Entwicklung - Die Lösung: ideologi­
scher Pluralismus. 

Länderbericht 
Frühling in Portugal: Nach vierzig Jahren 
Salazarismus - Belastetes Erbe - Das katholische 
Portugal, ein Missionsland - Die Kirche, nicht 
mehr ein Faktor dynamischer Kraft -Verbindung 
der Kirche mit dem Staat auf Kosten des 
Evangeliums - Abwendung Enttäuschter, die 
Kirche sei nur an ihren Privilegien interessiert -
Entfesselt der Geist des Vatikanum II einen 
Sturm? - Erste Anzeichen - Wirken der Unter­
grund-Kirche. 

Ehe 
Zur Unauflöslichkeit der Ehe: Die Über­
zeugung des Durchschnittskatholiken und die 
kirchenrechtliche Situation - Wann sind Ehen 

auflösbar? - Die nichtvollzogene Ehe: durch' 
Ordensprofeß und durch päpstliche Dispens -
Die Ehen der Nichtgetauften - Das paulinische 
Privileg: Will der ungläubige Teil scheiden, so 
mag er sich scheiden - Das Privilegium Petri-
num - Mit welchem Recht löst die Kirche Ehen ? 
- Die Kirche als Stellvertreterin Gottes - Sind 
dem Papst Grenzen in der Ehescheidung gesetzt? 

Dokumentat ion 

Westliche Studentenrebellion in sowjetischer 
Sicht: Trotz einseitiger Parteigebundenheit 
treffende Analysen - Parallelen zur russischen 
revolutionären Vergangenheit - Student im 
Atomzeitalter - Sympathie mit ernsten Vor­
behalten - «Ihr habt die bösen Augen der 
kleinen Privatunternehmer» - Warnung vor 
Gauchismus - Cohn-Bendit als pathologischer 
Antikommunist abgelehnt. 

Demonstrationen im Kirchenraum 
Das «Jahr der Proteste» hat auch die Kirche nicht verschont. 
Die verschiedenen Formen von «Demonstrationen» häuften 
sich vor allem in der zweiten Jahreshälfte. Sie begann mit dem 
Aufmarsch von 53 jungen Franziskanern aus Verona in der 
römischen Ordenskurie, und in dieselbe Reihe scheint zu ge­
hören, was am 6. November 40 Priester der Diözese Bilbao 
und am 13. November 200 Priester in Washington unter­
nahmen. In allen drei Fällen sprach die Presse von «Besetzung ». 
Das «Objekt» war in Washington das Hotel, in dem die 
amerikanische Bischofskonferenz tagte, in Bilbao das Priester-
seminar^ in Rom das Vorzimmer des Generalobern. In keinem 
dieser Fälle aber hörte man, daß die Demonstranten irgend­
welche Gewalt angewandt hätten. Die jungen Ordensleute 
warteten lediglich während neun Stunden vergeblich auf eine 
Aussprache, nachdem ihnen mit Verordnung vom 29. Juni, 
wenige Tage vor den Examina, brüsk das Studienjahr abge­
brochen und kurz zuvor der Studienpräfekt abgesetzt worden 
war. Ähnlich scheinen die amerikanischen Priester den Dialog 
mit der Bischofskonferenz gesucht zu haben: sie wollten die 
Zurücknahme von Disziplinarmaßnahmen erreichen, die ge­
gen Priester der Diözese Washington ergriffen worden waren, 
weil sie gegen die Enzyklika Humanae vitae Gewissensbeden­
ken hatten. Die baskischen Priester gingen insofern einen 
Schritt weiter, als sie bei ihrem Protest gegen das Schweigen 
des Bischofs bezüglich der Unterdrückungsaktionen der Poli­
zei im Baskenland den Rücktritt des Bischofs und die Mit­
wirkung des Volkes bei der Einsetzung seines Nachfolgers 
forderten. 
Analog muß man nun fragen, was eigentlich geschehen ist, als Kirchen 
«besetzt»..wurden: am 11. August die Kathedrale von Santiago de Chile 

und am 8. September der Dom von Parma. In Santiago handelte es sich um 
gut 200 Gläubige samt einigen Priestern aus der Bewegung «Junge 
Kirche», die den Kirchenraum den ganzen Sonntag über okkupierten und 
darin sowohl eine Eucharistiefeier wie eine Pressekonferenz abhielten. Der 
abwesende Erzbischof erklärte bei seiner Rückkehr, dies sei der «traurigste 
Akt in der chilenischen Kirchengeschichte». In Parma Fanden sich nur 
rund vierzig junge Leute in der Kirche ein. Es war an einem späten 
Samstagnachmittag, der mit einer Abendmesse endete. Als diese, offenbar 
in Ruhe, zu Ende gegangen war, wurden die Jungen, die insgesamt drei 
Stunden in der Kirche verharrt hatten, von der Polizei evakuiert. Die 
öffentliche Gewalt war zu diesem Zweck vom Apostolischen Administra­
tor der Diözese, Msgr. Pasini (der Erzbischof, Msgr. Colli, ist schon achtzig 
Jahre alt), herbeigerufen worden. 
Was die jungen Leute mit ihrer Demonstration bezweckten, 
erklärten sie am folgenden Tag auf Flugblättern, die sie auf 
dem Domplatz verteilten. Auch in Santiago wurde nachträg­
lich ein Manifest veröffentlicht. Die beiden Demonstrationen 
unterschieden sich dadurch, daß man in Parma von einem 
lokalen Anlaß ausging, in Santiago hingegen die bevorstehende 
Papstvisite in Bogotá im Auge hatte. In Parma wurden einer­
seits der Bau einer neuen Kirche mit den Mitteln einer Bank 
(Sparkasse), anderseits die Versetzung eines politisch (oder 
sozial?) engagierten Priesters aufs Land kritisiert. Die weiteren 
Forderungen aber zeigen eine ähnliche Richtung wie in San­
tiago und auch in Bilbao: es geht um die Entflechtung der 
Kirche von bestehenden «Strukturen der Macht, der Gewalt 
und des Geldes », um die Nähe zu den Unterdrückten, um eine 
Kirche «dem Evangelium gemäß: arm, frei und offen zum 
Menschen hin ». 
Die Frage ist nun die, wie dieses «offen» zu verstehen ist, und 
ob nicht eben gerade in der Aufhebung der Schranke zwi­
schen profanem und sakralem Raum diese Öffnung zum Aus­
druck kommen soll. So jedenfalls haben sich die Dinge bei 



dem ob seiner Solidaritätserklärung zugunsten der Demon­
stranten von Parma abgesetzten Pfarrer Don Mazzj itn floren-
tinischen Arbeiterviertel Isolotto1 entwickelt. Seinen Kirchen­
raum hatte dieser Pfarrer schon im Jahre 1959 für eine Ver­
sammlung der entlassenen Arbeiter der Galilei-Werke zur 
Verfügung gestellt. In Parma aber ging es um eine rein inner­
kirchliche Angelegenheit. Der Vorwurf der Profanierung 
scheint sich also darauf zu beziehen, daß die jungen Leute den 
Pfarrer oder Bischof nicht zuvor um Erlaubnis gefragt hatten. 
Es liegt in der Grundeinstellung nicht fernab der obgenannten 
Beispiele, wenn in deutschen Kirchen beim Gottesdienst gegen 
den Krieg in Vietnam oder den Krieg überhaupt demonstriert 
worden ist. In Uppsala wurde eine solche Aktion der Jungen 
(samt Transparenten) sogar schon in die offizielle Feier «inte­
griert». Anderswo ist diese Integrierung nicht versucht wor­
den, weshalb verständlich ist, daß ein Pfarrseelsorger sich ein­
mal fragt : Wie sollen ich und meine Gläubigen reagieren, wenn 
eines Tages auch bei uns, wie zum Beispiel am Heiligen Abend 
1967 in Berlin, junge Leute mit Transparenten in die Kirche 
kommen? Gilt es nicht aus den verschiedenen Vorfällen rund 
um die Welt zu lernen? Unser Autor rechnet damit, daß das, 
was da und dort im Ausland geschehen ist, früher oder später 
auch in den Gemarken Helvetiens auftreten kann.2 Denn auch 
in der Schweiz wird unter Studenten und Jugendlichen ver­
mehrt das politische Engagement der Kirche diskutiert. Eine 
prospektive Haltung wird also auch mit Demonstrationen in 
einzelnen Kirchen rechnen. Als Beispiel, wie es dann doch 
besser n i c h t zugehen sollte, erinnert unser Verfasser vorerst 
an die bekannten Vorgänge am vorletzten Weihnachtsfest und 
zitiert den anschaulichen Bericht der Freien Universität Berlin. 

Red. 

1 Die Krise im Isolotto dauert noch an, und was sich dort im Kirchenraum 
seit Weihnachten zugetragen hat, geht über die übrigen Beispiele weit 
hinaus. An Weihnachten wurde keine Messe gefeiert, am Stephanstag 
wurde von einer in der Presse als neofaschistisch bezeichneten Gruppe 
von Katholiken die Abhaltung einer Messe durchgesetzt oder beschützt, 
von der sich andere Kirchenbesucher distanzierten, die bis zur Rückkehr 
von Don Mazzi nur noch Wortgottesdienste abhalten wollen. 
Daß dies der Wille der Mehrheit sei, stellte nach Pressemeldungen der 
vom Erzbischof eingesetzte Pfarrverweser ani Sonntag, den 5. Januar, 
selber durch Abstimmung Fest, worauF auch er auf die Feier der Messe 
verzichtete. In Florenz wird allerdings darauF hingewiesen, daß unter 
dieser Mehrheit viele Zugelaufene von anderswo sich befänden und nicht 
wenige Gläubige aus dem Isolotto seit Ausbruch der Krise anderswo zur 
Kirche gingen. Das erzbischöfliche Ordinariat erklärte, die Messe sei ver­
hindert worden. Der Vatikan hält sich im Fall Isolotto auffallend zurück 
(Don Mazzi wurde dort vor Weihnachten mit 23 Laien von Msgr. Benelli 
empfangen), und es scheint, daß auch im italienischen Episkopat Stimmen 
der Sympathie für das Seelsorgsanliegen Don Mazzis (so vom Erzbischof 
von Ravenna, Baldassari) und gegen das Verhalten des Florentiner Erz­
bischofs laut wurden. Nicht zu übersehen war die Parallele zwischen der 
«Versammlung» der Arbeitergemeinde in der Kirche des.Isolotto und der 
Messe des Papstes unter den Arbeitern der Stahlwerke von Taranto am 
gleichen Weihnachtsfest. Der Papst, der einmal mehr sein Verlangen 
bezeugte, mit den Arbeitern in Kontakt zu kommen, gab zu, daß die 
«gemeinsame Sprache» von Kirche und Arbeitern noch nicht gefunden 
sei, und die Bilder von seinem dortigen Auftreten bestätigten dies. Gegen­
über den Versuchen von Priestern, sich mit den Arbeitern existentiell zu 
identifizieren, mußte das Erscheinen des Papstes nach wie vor «pater-
nalistisch » wenn nicht «patronalistisch » wirken. 
2 Schon sehr nahe der Schweizer Grenze war die Demonstration lokali­
siert, mit der junge Katholiken unter dem Stichwort «Weihnachten findet 
nicht statt» die aufwendige Art kritisierten, mit der die Erhebung Vorarl­
bergs zum selbständigen Bistum gefeiert wurde. Die Demonstranten, 
Studenten und Mitglieder katholischer Vereine, drangen zwar nicht in den 
Kirchenraum ein, stellten sich aber mit Transparenten an der Straße auf, 
durch die der Bischof mit den Gästen aus dem Episkopat seinen Einzug 
halten sollte. Die Parole von der «Kirche der Armen» verband diese 
Demonstranten mit den oben erwähnten, desgleichen die Tatsache, daß 
die jungen Leute nicht zu einem direkten Gespräch mit dem BischoF vor­
gelassen wurden. Das Publikum reagierte noch ungnädiger: es riß die 
Transparente herunter. 

«Wer am Heiligen Abend 1967 zur Christmette in die Kaiser-Wilhelm-
Gedächtniskirche gehen wollte, mußte an jenen Studenten vorbei, die am 
Eingang mit einer Vietcong-Fahne standen, die Transparente vorzeigten, 
auF denen zum Beispiel ,HelFt dem Frieden, helft dem Vietcong* zu lesen 
war, und die Flugblätter mit dem Bild eines gefolterten Vietcong ver­
teilten. Noch bevor der Gottesdienst begann, gingen drei Mädchen mit 
den Plakaten in die Kirche. Die Plakate sollten an den Altar. Kirchendiener 
und vor allem Kirchenbesucher beschimpften, schlugen und drängten die 
Mädchen zurück. Im Tumult erhob sich Dutschke, der bis dahin ruhig in 
der zweiten Reihe gesessen hatte, bestieg die Kanzel und begann zu reden. 
Außer ,Liebe Brüder und Schwestern* war nichts zu verstehen. Vier 
Kirchendienern entzog er sich durch einen Sprung von der Kanzel. Un­
mittelbar vor dem Altar schlugen nun etwa zwanzig Personen auf ihn ein. 
Der 59jährige F. W., ein dipl. Ing., verletzte Dutschke mit seiner Krücke 
am Kopf. Stark blutend, von rechts und von links von Kirchenbesuchern 
getreten und geschlagen, wurde Dutschke von drei Studenten aus der 
Kirche gezogen. Die Orgel begann zu spielen. Der Gottesdienst verlieF 
ohne Störung und endete wie jedes Jahr mit dem einträchtig gesungenen 
,StiUe Nacht, heilige Nacht' ! »3 

... weil die Kirche Seelsorgepflicht und Wächteramt hat 
Daß die Kirche sich nicht dazu herabwürdigen lassen darf, den 
Menschen durch die Vertröstung auf ein Jenseits dazu zu ver­
leiten, sich mit einer vorhandenen negativen Wirklichkeit ab­
zufinden und so mit dem von ihr verkündeten Glauben den 
Handlanger irgendwelcher Mächte zu spielen, ist für ein 
heutiges Kirchenbild selbstverständlich. Sie muß sich auch auf 
politischem Weg darum bemühen, alle Hindernisse auf dem 
Weg zu einer Ordnung, in der der Mensch, von allen Befrem­
dungen befreit, ganz zu sich selbst findet, niederzureißen. 
Politisches Engagement der Kirche ist demnach so zu ver­
stehen, daß jedes ihrer Mitglieder sich aus eigener Verantwor­
tung, in Freiheit und Achtung vor Andersdenkenden politisch 
betätigt, um auf diese Weise an der Herstellung einer wahren 
Ordnung mitzuwirken. 
Wenn dies nach Konkretisierung ruft - sollen wir die Kirchen 
öffnen für Aktionen, die auf Biafra, Sudan oder andere Kon­
fliktstellen im In- und Ausland hinweisen? Damit ist die Frage 
gestellt, ob wir gewissen neuen Formen des Denkens und 
Fühlens unsere Kirchenräume öffnen sollen? Bereits hat die 
Besetzung der Kathedrale von Parma durch Jugendliche kirch­
liche Kreise in Italien nachhaltig schockiert. 
In München wurde ein 39jähriger Buchdrucker zu 200 DM Geldstrafe 
verurteilt, weil er nach dem Verlesen des Evangeliums von der Kanzel 
herunter verkündet hatte: «In Vietnam ist noch Passionszeit. In,Vietnam 
wird Christus durch Christen getötet. Die Friedensenzyklika des Heiligen 
Vaters in Ehren, aber in welch himmelschreiendem Widerspruch dazu 
steht doch die Tatsache, daß in Vietnam katholische Christen auf Seiten 
der Mörder stehen und tüchtig mitmorden! Und nicht genug damit -
amerikanische Priester spenden den Mördern auch noch Segen und 
Sakramente. Woher nehmen sie den Auftrag dazu? Christus hat doch 
gesagt ,Geht hinaus und lehret alle Völker', nicht aber ,Geht und mordet 
alle Völker' » (vgl. SZ 122/1968, S. 11). 

Ist es nicht so, daß Demonstranten in die Kirche kamen, eben 
weil es eine Kirche war? Da müßte man sehen: die Kirche 
wurde auf ihr. Bekenntnis zu humaner und gesellschaftlicher 
Verantwortung gestoßen, die sie selber in Zusammenhang mit 
ihrem geistlichen Auftrag und ihrer Seelsorgepflicht sieht. Dann 
wird man den Demonstranten nicht absprechen können, daß 
sie eine Art Interessensolidarität gesehen haben im Ruf nach 
Frieden, wie ihn die Kirche alljährlich mit der Weihnachts­
botschaft in die Welt hinausträgt. 
3 Am Heiligen Abend 1968 traten in derselben Kirche erneut Demonstran­
ten, auf. Sie wurden von Kirchenbesuchern mit dem Ruf «Vergast sie» 
empfangen. In seiner Neujahrspredigt in der Steglitzer Patmoskirche 
verurteilte der evangelische Bischof Scharf mit großem Nachdruck diese 
Reaktion von Kirchgängern auf die Rockers. Wenn solche in die Gottes­
dienste eindrängen, sollten sie, so forderte Scharf, spüren, daß man ihren 
Gewalttaten in der Kirche anders begegne, «als wenn sie ins Schöneberger 
Rathaus eindringen, ins Vestibül eines Theaters oder in eine Kongreßhalle, 
wo gerade eine politische Partei tagt» (epd). 



Demonstrationen - eine Chance für die christliche Sache ? 

Willy Brandt, Bonn: «Als Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands wie auch als Außenminister der Bundesrepublik Deutsch­
land möchte ich sagen, daß ich in der brennenden Frage, was für den 
Frieden in der Welt getan wurde und zu tun ist, eine prinzipiell Fruchtbare 
Herausforderung erblicke. Sie erscheint mir sogar bedeutsamer als die 
Frage, ob solche Herausforderungen im konkreten Fall berechtigt und 
sinnvoll sind. Wenn Kirchenbesucher die Provokation brüsk abweisend 
beantwortet haben, so ist das durchaus verständlich. Aber es fragt sich 
doch, ob sie so eine ,Chance für die christliche Sache' nicht verpaßt haben. 
Ich erinnere an Äußerungen Kardinal Döpfners, daß die gesellschafts­

' kritischen Bewegungen, zumal unter, den Studenten, möglicherweise eine 
weltweite Umwälzung ankündigen und daß man sich nicht mit Pauschal­
kritik von vornherein gegenüber solchen Strömungen abriegeln sollte. 
Die Antwort auf die Frage, ob ich ein politisches Engagement der Kirche 
befürworte, ist damit vorgezeichnet. Die Ansicht, die Kirche könne in 
strikter Neutralität zum Staat und unberührt von der politischen­ Ent­
wicklung ihrer Aufgabe nachkommen, hat sich spätestens durch die Er­
fahrung mit der nationalsozialistischen Macht erledigt ...» 

Ein politisches Engagement in der Kirche ist unbedingt erfor­

derlich, wenn darunter die Erziehung der Christen zu politi­

schen Menschen zu verstehen ist. Unser Glaube an einen Gott, 
der das «Heil der Welt» will und sich dazu des Menschen be­

dient, zwingt uns zu politischem Tun ebenso wie die morali­

sche Forderung der Nächstenliebe. Politisches Engagement ist 
die notwendige Weise unserer Verantwortung für die Men­

schen dieser Welt. 
Das Konzil sagt, «es geht um die Rettung der menschlichen 
Person, es geht um den rechten Aufbau der menschlichen Ge­

sellschaft» (Gaudium et spes 3). Wenn es der Kirche wirklich 
darum geht, dann muß sie, meine ich, ernsthaft auch Stellung 
nehmen zu den gesellschaftlich­sozialen und politischen Situa­

tionen, die für den rechten Aufbau unserer Gesellschaft er­

heblich sind. Hierin sucht sich der Einzelne wie die Gemein­

schaft heute zurechtzufinden. Wie könnte sich die Kirche auf 
eine bequeme Standortlösigkeit zurückziehen? Doch nur, 
wenn man ­ grob gesagt ­ an dem alten Mißverständnis fest­

hält, die Kirche sei sozusagen für den «inneren Menschen» da. 
Die Kirche kann sich, meine ich, nicht aus gerade aktuellen 
politischen Fragen heraushalten. Sie braucht nicht zu allem 
etwas zu sagen. Aber wo es um Fragen einer gerechten Wirt­

schaftsordnung, Staatenegoismus, Krieg, Atomwaffen, wo es 
also um die Verantwortung für das Wohl der Menschen geht, 
muß sie nach Antworten mitsuchen. 
Unsere Solidarität gilt in erster Linie zurückgesetzten und ver­

achteten Minderheiten, den «Erniedrigten und Beleidigten». 
Dafür ließe sich die Solidarität Jesu mit den Zöllnern und 
Sündern anführen. 

Was b l a s e n die T r o m p e t e n ? 

F r ü h e r Einheit von Thron und Altar ­ h e u t e Bekenntnis 
der Kirche zu gesellschaftlicher Verantwortung ! Das Anliegen 
ist berechtigt, die Weltverantwortung des Christen auch in das 
liturgische Tun integrieren zu wollen. Das Problem ist nicht 
gelöst, wenn man meint, den liturgischen Raum mit einer 
Tagungsaula oder mit einem Forum vertauschen zu wollen. 
Känzelstürmung und Diskussionsgottesdienste können den 
herkömmlichen Gottesdienst nicht einfach umfunktionieren 
zu einem Teach­in über aktuelle Fragen. 
Es gibt aber kein glattes Nein und kein unbedingtes Ja: viel­

mehr'sind neue Formen im Kommen, und es muß nachge­

dacht werden, ob der Kirchenraum Ort politischen Engage­

ments sein könne? Ob und in welcher Form dieser wahrhafte 
Heilsdienst am Menschen auch in­ gottesdienstlichen Hand­

lungen, speziell in der Eucharistiefeier, einen Ausdruck finden 
kann, ist sehr wohl zu überlegen. 
Ausgenommen für Tätlichkeiten ­ dies ist die Ansicht .priester­

licher Mitbrüder, die gefragt wurden ­ gilt die Unterscheidung 

Redaktionsprogramm 
« Wir möchten instruktiv, gescheit und amüsant sein. Wir wünschen, 
ein Klima des guten Humors und der Höflichkeit z u Pflegen. Wir 
werden an den Menschen so vieles anerkennen wie nur möglich. Wir 
suchen Freunde zu gewinnen unter denen, die sich noch nicht festgelegt 
haben, und Z}var durch das Interesse, das unsere Art , die Dinge zu° 
sehen, in ihnen erweckt. Dann können wir im geeigneten Augenblick 

. mit Erfolg eine gute Bombe platzen lassen. » 

Brief von John Henry Newman an Lord Acton im Dezember 
18 j 8, als er die Chef redaktion der Zeitschrift «Rambler» 
übernahm. Ein Redaktionsprogramm, dem auch wir nacheifern ' 
möchten. 

von Sakralraum oder Profanbau nicht. Einige italienische Gens 
(Generatione nuova sacerdotale, das heißt Priesterkandidaten) 
meinten, dies gelte nicht mehr, da wir Christen allerorten im 
Dienst Gottes stünden. Dagegen s a g t / . Hirschmann SJ: «Eine 
provozierende Auseinandersetzung mit dem Verhalten der 
Kirche setzt sich ins Unrecht, wenn sie ihm eine fragwürdige 
politische Propaganda entgegenstellt (,Helft dem Frieden, 
helft dem Vietcong'), und dies im Raum, der für den Dienst am 
Wort und Sakrament bestimmt ist. » 
Auf jeden Fall sollten die Kirchen als Versammlungsräume 
außerhalb der Gottesdienste für politische Gespräche geöffnet 
werden, das heißt für Versammlungen, in denen die Gläubigen 
in Sorge und Verantwortung für die ihnen anvertraute Welt 
«Gott dienen». 

Neue Formen sollen uns nicht unvorbereitet finden 

Wenn Jugendliche mit Transparenten erscheinen, soll man sie 
gewähren lassen, rät uns ein älterer Pfarrer am Bodensee. 
«Gütiges Anhören ihrer Anliegen ist das beste Seelsorgemittel, 
aber niemals das Herbeirufen der Polizei. » Wenn schon Wider­

stand, dann höchstens passiven. Wortgottesdienst und Sendung 
sollen auf das betreffende Anliegen Bezug nehmen. Daß es den 
aktuellen Predigthintergrund bildet, liegt auf der Hand. Die 
Fürbitten sind ein günstiger Ort, wo die gefallenen Schlagworte 
in freier Form in das Sprechen mit Gott hineingenommen 
werden können. Mit dem guten Kern ihres Anliegens soll man 
«sich eins machen» und ihr Denken zuallererst auf Christus 
zu lenken versuchen. 
Sind zum Gottesdienst Transparente mitgebracht worden, ist 
gegen diese «Sprache» wohl nichts einzuwenden. Sind sie 
anstößig, so erreicht man mehr, wenn man den guten Willen, 
den man dahinter vermuten darf, sucht, statt sich aufzuregen. 
Fremde Kanzeleroberer, die nicht Priester oder Diakone sind, 
lassen wir sprechen. Die Mentalität von Schafen unter den 
Wölfen (Mario v. Galli am Katholikentag in Essen) müßte 
jetzt wirksam werden! Grundprinzip ist die Liebe. Ein Pfarrer 
muß sich bemühen,­ daß möglichst viel vom Wesen Christi in ■ 
einer solchen Situation gehütet wird. Einschreiten heißt: sich 
an die Angst verkaufen. Dreinschlagen, Polizei rufen ist falsch. 
Die Gemeinde soll teilnehmen an dem, was die Rufer wollen. 
Reden lassen! ­ Was würde Christus tun? Als die Apostel 
meldeten: «Meister, wir haben einen gesehen, der in Deinem 
Namen auftritt. Er gehört aber nicht zu uns. Sollen wir es ihm 
verbieten?», da erwiderte Jesus: «Wehrt es ihm nicht! Wer 
nicht gegen mich ist, ist für mich» (vgl. Mk 9,38 f.). 
Zwischenrufer müssen wir in ihrem Hintergrund zu verstehen 
suchen. Hier ist der gottverbundene Pfarrer der Berufene, ohne 
Feigheit Antwort zu geben. ­ Ein Gott­ist­tot­Rufer kann im 



«Wort auf den Weg» (Predigt, Sendung) durch das Zeugnis 
über den «erlebten Gott» ins Geleise gebracht werden. Er 
muß merken, daß er von denen, die glauben, «in die Mitte, die 
Christus ist» (Mt 18,20), genommen wird. Daß er der Brenn­
punkt der Gläubigen würde, dies müßte eine lebendige Ge­
meinde voraussetzen. Wer sich mit Aufrührern in Liebe abgibt, 
wird sie in jedem Fall besänftigen. Denn als Friedensstifter 
bringt man «Christus in die Mitte» von Fragern, Schreiern, 
Schulentlassenen. Die Liebe, die hier hineingegeben wird, «ist 
Gott ». Und so wird es eine feine Sache, als Christ seinem Gott 
völlig neue und somit halsbrecherische Wege zu bereiten. 

Bei T u r b u l e n z e n : 

Rücksicht auf die Gemeinde verlangen und die Bereitschaft 
erklären, nach dem Gottesdienst zum Dialog in Liebe bereit zu 
stehen. Die Antwort richtet sich nach der Gemeinde. Es ist 
möglich, daß wir für solche Fälle jetzt schon Leute aus der 
Gemeinde bestimmen, die sich freundlich den Ruhestörern 
nähern, um es fertigzubringen, daß aus dem Randalieren eine 
echte Sache wird. 
Zuvorkommen ist viel - engagierte Liebe ist alles. 

Georges Bernet 

Kontroverse um die polnische Schule 
Im vergangenen Jahr 1968 lieferten zwei Krakauer Zeitungen 
einen beachtenswerten Diskussionsbeitrag zum Thema « Schule 
und Elternhaus» in Polen. Hierbei offenbarte sich - einmal 
mehr - der Widerstreit zwischen Polens mehrheitlich katho­
lischer Bevölkerung und ihrem kommunistischen Regime. 
Den Ausgangspunkt bildete eine von der kommunistischen 
Tageszeitung «Dziennik Polski» veranstaltete Aussprache 
über die Rolle von Schule und Eltern bei der Erziehung. Ins­
besondere Lehrer und Vertreter der Erziehungsbehörde rich­
teten bei dieser Gelegenheit harte Vorwürfe an die Adresse 
der Elternschaft. Bereits im Einleitungsreferat bezeichnete 
Krystyna Zbijewska den ideologischen Konflikt zwischen Schule 
und Elternhaus als das «wesentlichste Hindernis für die Er­
reichung wirklicher erzieherischer Resultate». «Diese Un­
einigkeit », so erklärte sie, « kann sehr scharf und gelegentlich 
gefährlich sein. Oft hindert das Ganze einfach die Schuler­
ziehung, bringt Verwirrung in die Köpfe der Kinder und er­
zieht sie zu Heuchelei und Täuschung. » 
Noch deutlicher äußerte sich ein Lehrer: «Die Meinungsver­
schiedenheiten zwischen Elternhaus und Schule in der ideo­
logischen Erziehung sind sehr ernst und schwierig zu lösen, 
vor allem vom Gesichtspunkt der Bildung der Ideologie aus. 
Das gefährlichste ist, daß der Jugendliche zu Hause oft den 
Ratschlag hört: ,Tue, was man dir sagt, und denke, was du 
willst.' Dies erzeugt zweideutige moralische Haltungen, die 
gefährlicher sind, als das auf den ersten Blick scheinen mag. » 
Ein Schulinspektor fügte an: «Das fundamentale Problem ist 
die ideologische, politische und patriotische Erziehung. Wir 
haben in unserem Distrikt das Problem im einzelnen erforscht 
und gefunden, daß achtzig Prozent der Schulkinder den Reli­
gionsunterricht besuchen. Das ist auch eine ideologische Er­
ziehung. » 
Der Chef der Propagandaabteilung versuchte seine Ansicht mit 
Hilfe eines praktischen Exempels zu illustrieren: «Der Ju­
gendliche betrachtet einen Lehrer stets nicht nur in seiner 
Eigenschaft als Lehrer, sondern auch in seinem privaten Ver­
halten. Ein Biologielehrer zum Beispiel, der in die Kirche geht, 
hat seine Stellung von Anfang an kompromittiert. » 
Und auch der Abgeordnete des Schuldepartements stieß ins 
gleiche Horn : «Ich denke, daß, sofern das Problem der Ideo­

logie und Religion zu Hause und in der Schule auf verschie­
dene Weise gestellt wird, die Autorität und das eigentliche 
Wesen der Erziehung zu einem Gegenstand des Zweifels wer­
den. Wer hat recht? Ist es die Mutter oder der Lehrer? Wenn 
beide, dann stimmt etwas mit dem Denken als solchem nicht. 
Ich glaube, die größte Schwäche unserer Schule und unserer 
Zusammenarbeit mit den Eltern liegt wahrscheinlich darin, 
daß wir gewöhnlich über diese Dinge während unserer Tref­
fen mit den Eltern nichts sagen. » 
Aber das hinderte den Abgeordneten nicht, seine eigentlichen 
Gedanken ebenfalls diplomatisch zu verschweigen. Es blieb 
einem anderen Teilnehmer vorbehalten, recht unverblümt zu 
fordern, die Kinder sollten keinen Religionsunterricht mehr 
besuchen, wobei er argumentierte: «Wir müssen e ine Methode 
haben, und wir müssen eine gemeinsame Stellung beziehen. 
Das Kind wird in diesem Land und unter diesem politischen 
System leben. Der Junge oder das Mädchen müssen sich hier 
wohl fühlen, und sie werden unter Bedingungen arbeiten müs­
sen, die hier maßgebend sind. » 

Pluralismus, die Lösung 
Nachdem die Krakauer Tageszeitung «Dziennik Polski» am 
1. Mai 1968 über diese Diskussionsrunde berichtet hatte, griff 
Jozefa Hennelowa in der katholischen Wochenzeitung «Tygodnik 
Powszechny (Nr. 20/19. 5. 1968) das Thema ebenfalls auf. Sie 
fand nämlich, die «Art und Weise, mit der diese Probleme 
hauptsächlich von den Lehrern selbst und von den Vertretern 
der Erziehungsbehörde diskutiert wurden, rufe Widerspruch 
hervor und den Wunsch, gegen ihren Standpunkt Stellung zu 
nehmen». Und sie tat es mit der Aufforderung, das Problem 
einmal bis zum Ende durchzudenken. 
«Ist es wirklich die Absicht der Diskussionsteilnehmer», 
fragte sie, «jenen Punkt zu erreichen, an dem die Eltern die 
religiöse Erziehung der Kinder aufgeben werden, obgleich sie 
selber einen religiösen Glauben bekennen? Selbst wenn dies 
das Ziel und das Modell ist, das diejenigen in der Lehrerschaft, 
welche der materialistischen Philosophie anhängen, für die 
Zukunft ins Auge fassen, wenn sie die gegenwärtige Situation 
in der Erziehung diskutieren, so sollten sie die wirklichen Fak­
ten in Rechnung ziehen. Und die wirklichen Fakten der Situa­
tion sind, daß in unserer Nation ein Zustand des philosophi­
schen Pluralismus besteht, und die Folge dieses Zustandes ist, 
daß jedermann das Recht hat, sein eigenes Heim und seine ei­
gene Familie in Übereinstimmung mit der Philosophie, die er 
bekennt, zu begründen. Dieses Recht ist durch die Verfassung 
garantiert und niemand, der ernsthaft den Glauben achtet, den 
einer bekennt, kann es aufgeben. » 
Maliziös fügte Jozefa Hennelowa an: «Die hier zitierten Lehrer 
scheinen zu fürchten, daß ein Kind nur dann ein Materialist 
werden kann, wenn es nie mit der Religion Bekanntschaft 
macht. Solche Ansichten sind- einfältig und haben nichts mit 
den Beobachtungen des wirklichen Lebens gemein. Mehr noch, 
die Konfrontation von verschiedenen Philosophien und ver­
schiedenen Bekenntnissen kann die Quelle nicht für die 
Schwäche der Autorität, sondern für eine intellektuelle und 
moralische Entwicklung sein. Sie mag in den Geistern die 
Unabhängigkeit des Denkens schärfen, den Mut zum Suchen 
und zum Finden, Toleranz und großzügige Auffassung, und 
sogar so elementare und wichtige Dinge, wie die Fähigkeit zu 
diskutieren, zu argumentieren, seinen Gesichtspunkt von einem 
Standpunkt intellektueller und moralischer Integrität aus zu 
verteidigen, und die Gewohnheit verbreiten, nach Wissen zu 
streben. Weshalb soll ein Biologielehrer, der zur Kirche geht, 
,von Anfang an seine Stellung kompromittieren'? Vielleicht 
wird er im Gegenteil seine Schüler zum Denken, Lesen und 
Fragestellen anregen ! » 
Mit Vehemenz wies die Autorin sodann den Vorwurf zurück, 
daß religiöser Glaube zu einer Haltung führe, die im Gegen-



satz zu den politischen Tugenden stehe. «Die tägliche Er­
fahrung lehrt, daß die Gläubigen sich bewußt sind, die Bürger 
dieses Landes und dieses politischen Systems zu sein, weil sie 
ehrlich und ' aufrichtig arbeiten. Dies ist also kein Grund zu 
Angst, und die falsche Richtung, um nach den schwächsten 
Punkten im Erziehungsprozeß zu suchen. » 
Die Verfasserin möchte vorerst einmal, daß jenes Modell der 
menschlichen Persönlichkeit, welche das Produkt der Er­
ziehung von Schule und Haus sein soll, neu umrissen werde. 
Den Haken bei der ganzen Sache sieht Jozefa Hennelowa in 
der Tatsache, daß die Erziehungsziele von Schule und Eltern 
übereinstimmen müssen, falls nicht der ganze erzieherische Ein­
satz danebengehen soll. 
Die Folgerungen, die unsere Autorin daraus zieht, sind wahr­
haft revolutionär, denn sie stehen in.direktem Gegensatz zu 
den tatsächlichen Gegebenheiten des heutigen Polens. «Wenn 
wir wirklich wünschen, daß unsere Erziehung erfolgreich sei », 
so schreibt Henneiowa, «dann muß das neue Modell von Leuten 
mit verschiedenen philosophischen Idealen durchgedacht wer­
den. Das neue Modell muß breit genug sein, um Raum für 
einen ideologischen Pluralismus zu lassen, unter der Bedingung, 
daß der Pluralismus auf absoluter moralischer Integrität grün­
det. Um es in einfachen Begriffen auszudrücken: das Ziel von 
Schule und Elternhaus muß sein, gute Bürger zu erziehen. 
Beide sollten im Jugendlichen einen gesunden Sinn für Wahr­
heit und Rechtschaffenheit entwickeln, Mut und Unabhängig­
keit, gewohnheitsmäßig gute Arbeit und Kompetenz, sowie 
die Fähigkeit zu aufrichtigem Streben. Ein solches Modell 
kann sowohl von den Eltern als auch von den Lehrern ange­

nommen werden, die auf dieser Basis zu einem tiefen gegen­
seitigen Verständnis und zur Zusammenarbeit kommen kön­
nen. Und dann wird es möglich sein, die Grundprobleme 
anzugehen, ohne die jede Erziehung, selbst in der rudimentär­
sten Form, unmöglich wird. Von einem der Teilnehmer an 
der hier berichteten Diskussion wurde die Situation richtig 
definiert: Vereinfachen wir doch das Problem nicht. Man muß 
nicht notwendigerweise Marxist sein, um einzusehen, daß 
Kinder erzogen werden müssen, ihre Umgebung zu respek­
tieren'. » 
Man wird es beachtlich finden müssen, daß solche Sätze in 
Polen überhaupt in einer Zeitung publiziert werden konnten. 
Es ist anzunehmen, daß Jozefa Hennelowa mit ihren Forderun­
gen die Gedanken der meisten polnischen Katholiken wieder­
gegeben hat. Sie stießen aber beim Regime auf taube Ohren. 
Durch die Studentenunruhen im eigenen Land und die Ereig­
nisse beim tschechoslowakischen Nachbarn höchst nervös ge­
worden, versuchen die polnischen Kommunisten derzeit, mit 
den genau entgegengesetzten Mitteln zum Ziel zu kommen. 
Durch eine vermehrte ideologische Knebelung des Erzie­
hungswesens trachten sie, gerade den Äußerungen eines 
Pluralismus, durch den sie ihre Stellung bedroht sehen, ent­
gegenzuarbeiten. Augenblicklich ist zwar in den Beziehungen 
zwischen Kirche und Staat eine Beruhigung eingetreten, aber 
man braucht kein Prophet zu sein, um vorauszusehen, daß 
wahrscheinlich in Kürze der Kampf um den Religionsunter­
richt neu entbrennen wird. Dann geschieht genau das, was 
Jozefa Hennelowa mit ihrer Replik abzuwenden suchte. 

Robert Hotz 

Frühling in Lissabon? 
Marcello Caetano, Premierminister von Portugal seit dem 
28. September 1968, wurde als intimer Vertrauter Salazars 
betrachtet, dessen Politik er fortsetzen sollte. Er deutete jedoch 
seinen Willen zum Dialog ah, indem er das Exil eines sehr be­
kannten Rechtsanwaltes von Lissabon, Mario Soares, auf Sao 
Tomé beendete und den Portugiesen einige grundlegende 
Freiheiten (Pressegesetz und Vereinsrecht) versprach. Auf 
diese Weise löste er eine große Hoffnungswelle zu seinen 
Gunsten aus, wenn man auch bedenken muß, daß schöne 
Gesten in der Politik manchmal viel mehr erreichen als 
grundlegende Änderungen. Sollte dies die Ankündigung eines 
frühen Frühlings in Lissabon sein? Zumindest kann Caetano 
mit einem wohlwollenden Vorschußkredit bei jenen Portu­
giesen rechnen, die vorausahnen, daß bald ein neuer Wind 
wehen könnte. 

Politischer Zusammenhang 

Obwohl sich Premierminister Oliveira Salazar seit 1928 mit dem 
politischen Leben in Portugal identifizierte, muß man doch 
zugestehen, daß das Unglück dieses kleinen Landes von neun 
Millionen Einwohnern auf tiefere Wurzeln zurückgeht. Wäh­
rend des ganzen 19. Jahrhunderts folgte eine Krise der andern, 
Krisen wirtschaftlicher und politischer Art, unter so ver­
schiedenen Regierungen wie etwa der liberalen Monarchie 
(1820-1910) oder der parlamentarischen Republik (1910-1926). 
1926 errichtet die «Nationale Revolution» den «Estado Novo » 
(neuen Staat). Salazar kommt 1928 an die Macht, zunächst als 
Finanzminister, bald aber ist er Präsident des Ministerrates. 
Er wird zu einem Mythos oder zu einem System oder zu 
einem Ideal . . . Die Ansichten sind widersprüchlich. Die Lob­
redner sprechen vom Portugal der vergangenen 40 Jahre als 
von einer «Oase des Friedens und der Ruhe inmitten der Er­
schütterungen unseres Jahrhunderts». Andere kreiden eine 

Bastard-Diktatur an, die bei Mussolini und Maurras Anleihen 
macht, die es aber auch verstand, die Situation zu nützen. Eine 
nationalistische Mystik kommt zum Zug; sie richtet ein Volk 
wieder auf, das eine sehr lange Geschichte besitzt (man darf 
die glorreichen Zeiten der Entdeckungen nicht vergessen -
14./15. Jahrhundert - , ebensowenig die der Evangelisierung 
Afrikas und Asiens - 16./17. Jahrhundert). Ein ganz kleines 
Glück von Armut und Resignation wird angeboten; Stabilität 
des Münzkurses und der Regierung wird zugesichert; die 
paternalistische Autorität schlägt hart zu, wo es nottut, be­
wahrt aber stets eine gewisse Anpassungsfähigkeit. Sie unter­
drückt jede Regung zur Verwirklichung gewerkschaftlicher 
oder politischer Freiheit (der Streik ist noch immer unter­
sagt), jede Informationsfreiheit mit Hilfe einer allmächtigen 
Zensur, welche die Tätigkeit der Verlagshäuser und der ganzen 
Presse kontrolliert. Und dort, wo die Zensur sich als nicht 
wirksam erweist, droht die Politische Polizei (P. I. D. E.), 
quält und tötet einige Gegner - vor allem hat sie es fertig­
gebracht, die Hoffnung zu töten. 
Während der ganzen Laufbahn entfernte sich das Regime von 
seiner ursprünglichen Reinheit. Es wurde gewandter und an­
passungsfähiger in den Erfordernissen des Überlebens (z.B. 
die Aufnahme ausländischer Investitionen), aber das System 
ist noch immer da, die Armen sind immer noch die Armen, 
und gewisse bessere Familien, privilegiert von Geburt her 
oder Emporkömmlinge, bestimmen noch immer die portu­
giesische Wirtschaft. 
Man kann sich fragen, was die Zukunft bringen mag: Was 
wird geschehen an dem Tag, da die Fenster ganz offen stehen 
werden und das Volk diese strenge Lebensform und.diese 
kleine, armselige Bequemlichkeit, die seine Verantwortlichen 
ihm anbieten, zurückweisen wird? 
Die Leute der Kirche sind nicht weniger besorgt um diese 
Zukunft ; aber es ist nützlich, sich auch über die Vergangenheit 
Gedanken zu machen: Wie soll man das Leben der Kirche 
während dieser vierzig Jahre des Salazarismus deuten? 


